
 

 
 

 
 

 
 

N E W S L E T T E R 

Erbrecht und Erbschaftsteuerrecht Juni 2020 

 

____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Abzug vergeblicher Prozesskosten bei der Erbschaftsteuer (BFH, Urt. v. 6.11.2019 – Az. II R 29/16 )  

   

____________________________________ 

 

Kosten eines Zivilprozesses, in dem ein Erbe vermeintli-
che zum Nachlass gehörende Ansprüche des Erblassers 
geltend gemacht hat, sind als Nachlassregelungskosten 
gemäß § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG abzugsfähig. 
§ 10 Abs. 6 Satz 1 ErbStG steht dem Abzug nicht entge-
gen.  
 
 
Hintergrund 

 
Der Erbschaftsteuer unterliegt die sogenannte Bereiche-
rung des Erwerbers. Davon abgezogen werden können 
grundsätzlich der persönliche Freibetrag des Erwerbers 
und Nachlassverbindlichkeiten. Zu den abzugsfähigen 
Nachlassverbindlichkeiten gehören 
 

 die vom Erblasser herrührenden Schulden (§ 10 
Abs. 5 Nr. 1 ErbStG); 

 die Verbindlichkeiten aus Vermächtnissen, Aufla-
gen und geltend gemachten Pflichtteilen und Er-
bersatzansprüchen (§ 10 Abs. 5 Nr. 2 ErbStG); 

 die Kosten der Bestattung des Erblassers, die 
Kosten für ein angemessenes Grabdenkmal, die 
Kosten für die übliche Grabpflege mit ihrem Kapi-
talwert für eine unbestimmte Dauer sowie die 
Kosten, die dem Erwerber unmittelbar im Zusam-
menhang mit der Abwicklung, Regelung oder 
Verteilung des Nachlasses oder mit der Erlan-
gung des Erwerbs entstehen (§ 10 Abs. 5 Nr. 3 
ErbStG). 

 
Ausdrücklich gesetzlich geregelt ist, dass Schulden und 
Lasten nicht abzugsfähig sind, soweit sie in wirtschaftli-
chem Zusammenhang mit Vermögensgegenständen 
stehen, die nicht der Besteuerung nach dem ErbStG un-
terliegen (vgl. § 10 Abs. 6 Satz 1 ErbStG).  

Der Bundesfinanzhof hatte nun mit Urteil vom 6.11.2019 
(Az. II R 29/16) zu entscheiden, ob Kosten eines Zivil-
prozesses, in dem ein Erbe vermeintliche zum Nachlass 
gehörende Ansprüche des Erblassers geltend gemacht 
hat, bei der Erbschaftsteuer abzugsfähig sind. 
 
 
Urteil des Bundesfinanzhofs 

 
Sein Urteil fasst der Bundesfinanzhof in der Pressemit-
teilung Nr. 23/20 vom 20.5.2020 wie folgt zusammen: 
 
„Erst kein Glück, dann noch Pech: Der Erblasser gibt zu 
Lebzeiten sein Vermögen weg; ein nach dem Erbfall vom 
Erben angestrengter Prozess auf Rückgabe geht verlo-
ren und schließlich versagen Finanzamt (FA) und Fi-
nanzgericht auch noch den Abzug der Prozesskosten 
bei der Erbschaftsteuer - so geschehen im Fall des Bun-
desfinanzhofs (BFH) vom 06.11.2019 - II R 29/16. Das 
höchste deutsche Steuergericht ist dem nun entgegen-
getreten: Kosten eines Zivilprozesses, in dem ein Erbe 
vermeintliche zum Nachlass gehörende Ansprüche des 
Erblassers geltend gemacht hat, sind als Nachlassrege-
lungskosten vom Erwerb von Todes wegen abzugsfähig; 
die faktische "Steuerfreiheit" bei misslungener Rückfor-
derung steht dem Abzug nicht entgegen. 
 
Der 1999 verstorbene Erblasser hatte seine Porzellan-
sammlung 1995 einem städtischen Museum geschenkt. 
Die Erben forderten nach seinem Tod von der Stadt die 
Rückgabe der Sammlung mit der Begründung, dass der 
Erblasser bei der Schenkung nicht mehr geschäftsfähig 
gewesen sei. Die Klage und die eingelegten Rechtsmittel 
waren jedoch erfolglos und die Erben blieben auf den 
Prozesskosten sitzen. Sie machten daher die Kosten bei 
der Erbschaftsteuer als Nachlassverbindlichkeit steuer-
mindernd geltend. Weil dies vom FA jedoch abgelehnt 
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wurde, zogen die Erben erneut vor Gericht. Und diesmal 
mit Erfolg. 
 
Der BFH begründete seine Entscheidung mit § 10 Abs. 
5 Nr. 3 Satz 1 des Erbschaftsteuergesetzes (ErbStG). 
Danach sind als Nachlassverbindlichkeiten u.a. die Kos-
ten abzugsfähig, die dem Erwerber unmittelbar im Zu-
sammenhang mit der Regelung des Nachlasses oder mit 
der Erlangung des Erwerbs entstehen. Zu diesen Aus-
gaben können auch Kosten zählen, die der Erbe durch 
die gerichtliche Geltendmachung von (vermeintlichen) 
zum Nachlass gehörenden Ansprüchen des Erblassers 
zu tragen hat. Die Kosten müssen in engem zeitlichen 
und sachlichen Zusammenhang mit dem Erwerb von To-
des wegen stehen und dürfen nicht erst durch die spä-
tere Verwaltung des Nachlasses anfallen (§ 10 Abs. 5 
Nr. 3 Satz 3 ErbStG). § 10 Abs. 6 Satz 1 ErbStG steht 
dem Abzug der Prozesskosten als Nachlassverbindlich-
keiten nicht entgegen. Nach dieser Vorschrift sind Schul-
den und Lasten nicht abzugsfähig, soweit sie in wirt-
schaftlichem Zusammenhang mit Vermögensgegen-
ständen stehen, die nicht der Besteuerung nach dem 
ErbStG unterliegen. Die Vorschrift gilt nur für vom Erb-
lasser begründete Schulden und Lasten und ist deshalb 
nicht auf Nachlassregelungskosten i.S. des § 10 Abs. 5 
Nr. 3 Satz 1 ErbStG anwendbar. 
 
Vergebliche Prozesskosten für die Rückholung der Por-
zellansammlung des Erblassers sind damit grundsätz-

lich abzugsfähig; sie müssen aber im Einzelnen nachge-
wiesen werden. Das Gleiche gilt für die Kosten der an-
waltlichen Vertretung. 
 
Wie der BFH weiter entschied, ist dagegen der Abzug 
von Prozesskosten ausgeschlossen, die dem Erben ent-
standen sind, weil er Schadensersatz wegen verspäteter 
Räumung und Herausgabe einer geerbten Wohnung 
vom Mieter verlangt hat. Bei diesen Ausgaben handelt 
es sich um nicht abzugsfähige Kosten der Nachlassver-
wertung (vgl. § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 3 ErbStG).“ 
 
 
Fazit 

 
Das Urteil der BFH stellt eine erfreuliche Klarstellung zu-
gunsten der Steuerpflichtigen dar, dass auch vergebli-
che Rechtsverfolgungskosten zu den Nachlassverbind-
lichkeit gehören und so die Erbschaftsteuer mindern 
können. 
 
 
22.6.2020 
 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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